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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. August 1959 

6 — 60003 — 3128/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die Durchfüh- 
rung laufender Statistiken im Handel sowie 
über die Statistik des Fremdenverkehrs in 
Beherbergungsstätten (HFVStatG) 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 207. Sitzung am 26. Juni 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetz- 
entwurf nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungsvorschläge 
des Bundesrates keine Einwendungen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

Blank 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Durchführung laufender Statistiken im Handel sowie 
über die Statistik des Fremdenverkehrs in Beherbergungs- 
stätten (HFVStatG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

über die Geschäftstätigkeit und den Wirtschafts- 
ablauf im Handel sowie über den Fremdenverkehr 
in Beherbergungsstätten werden laufende Reprä- 
sentativ-Erhebungen als Bundestatistik durchge- 
führt. Die Erhebungen umfassen 

1. eine Umsatz-Schnellstatistik im Großhandel 
(Großhandelsstatistik), 

2. eine Umsatz-Schnellstatistik im Einzelhandel 
(Einzelhandelsstatistik) , 

3. eine Statistik über den Fremdenverkehr in 
Beherbergungsstätten (Fremdenverkehrsstati- 
stik). 

§ 2 

(1) Die Großhandelsstatistik (§ 1 Nr. 1) erfaßt 
folgende Tatbestände: 

1. monatlich den Wert des Umsatzes in eige- 
nem Namen und in fremdem Namen so- 
wie die Zahl der Beschäftigten; 

2. jährlich den Wert der Einkäufe im Ka- 
lenderjahr oder Geschäftsjahr sowie den 
Wert der Lagerbestände am Ende des 
Kalenderjahres oder Geschäftsjahres. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Unternehmen des 
Großhandels einschließlich der Ein- und Verkaufs- 
vereinigungen. 

(3) Die Großhandelsstatistik wird bei höchstens 
10 000 der in Absatz 2 bezeichneten Unternehmen 
durchgeführt. 

(4) Die Großhandelsstatistik wird vom Stati- 
stischen Bundesamt erhoben und aufbereitet. 

§ 3 

(1) Die Einzelhandelsstatistik (§ 1 Nr. 2) erfaßt 
folgende Tatbestände: 

1. monatlich den Wert des Umsatzes sowie 
die Zahl der Beschäftigten; 

2. jährlich den Wert der Einkäufe im Kalen- 
derjahr oder Geschäftsjahr sowie den 
Wert der Lagerbestände am Ende des Ka- 
lenderjahres oder Geschäftsjahres. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Unternehmen des 
Einzelhandels. Bei Unternehmen mit mehreren Nie- 
derlassungen sind auch die einzelnen Niederlassun- 
gen auskunftspflichtig. 


(3) Die Einzelhandelsstatistik wird bei höchstens 
40 000 der in Absatz 2 bezeichneten Unternehmen 
durchgeführt. 

§ 4 

(1) Die Fremdenverkehrsstatistik (§ 1 Nr. 3) er- 
faßt folgende Tatbestände: 

1. monatlich die Zahl der Fremdenmeldun- 
gen und -Übernachtungen, bei Fremden 
mit ständigem Wohnsitz im Ausland 
außerdem das Herkunftsland des Frem- 
den; 

2. jährlich am 1. April die Zahl der Frem- 
denzimmer und Fremdenbetten, die in 
dem am 1. April beginnenden Berichts- 
jahr ständig oder zeitweise für den Frem- 

| denverkehr verfügbar oder die zweckent- 

fremdet sind. 

| (2) Auskunftspflichtig sind die Betriebe des Be- 

herbergungsgewerbes. Auskunftspflichtig sind fer- 
i ner die Inhaber oder geschäftsführenden Personen 
f.-von Sanatorien, Heilstätten, Kuranstalten, Erho- 
j lungsheimen, Kinderheimen, Jugendherbergen und 
, Campingplätzen sowie von sonstigen Unterkunfts- 
stätten, in denen zum vorübergehenden Aufenthalt 
gegen Entgelt Personen Unterkunft gewährt wird. 

(3) Die Fremdenverkehrsstatistik wird in höch- 
stens 3000 Gemeinden durchgeführt. 

§ 5 

Die amtlichen Erhebungsvordrucke sind der er- 
hebenden Stelle zu den auf den Vordrucken be- 
zeichneten Berichtsterminen einzureichen. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. die Verordnung über eine Statistik im Ein- 
zelhandel vom 24. November 1956 (Bundes- 
anzeiger Nr. 232 vom 29. November 1956), 

2. die Verordnung über die Großhandelsstatistik 
vom 27. Juni 1957 (Bundesanzeiger Nr. 122 
vom 29. Juni 1957), 

3. die Verordnung über die Statistik des Frem- 
denverkehrs in Beherbergungsstätten vom 
20. Januar 1958 (Bundesanzeiger Nr. 18 vom 

, 28. Januar 1958). 
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Begründung 


I. Allgemeine Begründung 

1. Rechtsgrundlage 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollen die 
bisher auf Grund 

der Verordnung über eine Statistik im Einzel- 
handel vom 24. November 1956 (Bundesanzeiger 
Nr. 232 vom 29. November 1956), 

der Verordnung über die Großhandelsstatistik 
vom 27. Juni 1957 (Bundesanzeiger Nr. 122 vom 
29. Juni 1957) und 

der Verordnung über die Statistik des Fremden- 
verkehrs in Beherbergungsstätten vom 20. Ja- 
nuar 1958 (Bundesanzeiger Nr. 18 vom 28. Januar 
1958) 

durchgeführten Statistiken im Sinne des § 6 Abs. 1 
StatGes durch ein Sammelgesetz angeordnet wer- 
den, weil die Weiterführung dieser Statistiken auf 
längere Sicht für Zwecke der Wirtschaftsbeobach- 
tung und Konjunkturpolitik unerläßlich ist. Der Er- 
laß einer neuen Rechtsvorschrift ist dringlich, weil 
die Geltungsdauer der Verordnung über eine Sta- 
tistik im Einzelhandel bereits am 29. November 
1959 endet. 

2. Bedeutung der Statistik 

Die auf Grund der Großhandels- und Einzelhandels- 
umsatzstatistik vom Statistischen Bundesamt ermit- 
telten Meßziffern über die Umsatztätigkeit des 
Handels und seiner verschiedenen Zweige bilden 
ein besonders wichtiges Hilfsmittel für die Beur- 
teilung der konjunkturellen Entwicklung. Sie sind 
damit eine unentbehrliche und zuverlässige Unter- 
richtungsquelle für die zuständigen obersten Bun- 
des- und Landesbehörden, die Deutsche Bundes- 
bank, die wirtschaftswissenschaftlichen Institute 
und für die Wirtschaft, die sie zur Beurteilung der 
konjunkturellen Veränderungen der Wirtschafts- 
lage regelmäßig heranziehen und eingehend ana- 
lysieren (vgl. Lagebericht des BWM und der 
DBBk). 

Die Einzelhandelsstatistik dient im besonderen auch 
zur Beobachtung der Entwicklung des privaten 
Verbrauchs, der zu einem großen Teil von der Be- 
völkerung durch Käufe beim Einzelhandel gedeckt 
wird. Sie bildet damit zugleich ein wichtiges Hilfs- 
mittel für die Fortschreibung der amtlichen Sozial- 
produktsberechnung. 

Die Fremdenverkehrsstatistik ist erforderlich, um 
eine einheitliche Darstellung der Entwicklung des 
Fremdenverkehrs in Beherbergungsstätten für das 
gesamte Gebiet der Bundesrepublik zu ermöglichen. 

Die Bedeutung des Fremdenverkehrs für die Volks- 
wirtschaft wird dadurch gekennzeichnet, daß allein 
im Jahre 1957 in den gewerblichen Beherbergungs- 


stätten rd. 105 Millionen Übernachtungen gezählt 
und aus dem Reiseverkehr ausländischer Gäste 
etwa 1,9 Mrd. DM an Devisen eingenommen wurden. 

Für regionale Untersuchungen liefert die Fremden- 
verkehrsstatistik Unterlagen über den Umfang und 
die Struktur des Fremdenverkehrs in Bezirken, die 
wirtschaftlich vom Fremdenverkehr abhängen. Der 
Nachweis über das Herkunftsland der Auslands- 
gäste gibt wertvolle Hinweise für eine zweck- 
mäßige Werbung. Die Angaben über die Beherber- 
gungskapazität und deren Ausnutzung können 
einer sinnvollen Entwicklung der Investitions- 
tätigkeit in diesem Wirtschaftszweig dienen. 

Die Aufnahme einer Saar-Klausel ist entbehrlich, da 
die hier geregelten Statistiken baldmöglichst im 
Saarland eingeführt werden sollen. 


II. Begründung im einzelnen 
Zu § 2 Abs. 1 Nr. 1 

Die Zahl der Beschäftigten soll mit diesem Gesetz 
auch beim Großhandel erfaßt werden, um in glei- 
cher Weise wie schon bisher beim Einzelhandel die 
Veränderungen der Beschäftigtenzahlen unter dem 
Einfluß der konjunkturellen und saisonalen Bedin- 
gungen beobachten zu können. 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 2 

Die jährlich einmalige Erfragung des Wertes der 
Einkäufe und der- Lagerbestände dient ebenfalls der 
Beobachtung der wirtschaftlichen Entwicklung. Sie 
erscheint besonders wichtig, da sich in der Ein- 
kaufstätigkeit und in der Lagerhaltung u. a. die Er- 
wartungen der Unternehmen niederschlagen. Auch 
für die Aufstellung von Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnungen ist eine jährliche Beobachtung der 
Einkäufe und der Lagerbestände unentbehrlich. 

Zu § 2 Abs. 3 

Da von vielen Seiten die Aufstellung eines Index 
der Umsätze im Großhandel für dringend erforder- 
lich gehalten wird, ist die Einbeziehung weiterer 
wichtiger Fachzweige in die Großhandelsstatistik 
unumgänglich notwendig. Aus diesem Grunde und 
zur allgemeinen Verbesserung der Repräsentation 
sollen an der Berichterstattung anstelle von bisher 
4000 künftig bis zu höchstens 10 000 Unternehmen 
beteiligt werden, deren Auswahl durch das Stati- 
stische Bundesamt im Benehmen mit Sachverstän- 
digen der Wirtschaft vorgenommen wird/ In dieser 
erhöhten Zahl sind auch Höchstzahlen für Berlin 
(West) und das Saarland einbegriffen. Da bei je- 
der Repräsentativerhebung der Grad der Repräsen- 
tation den Erkenntnis- und Aussagewert der Er- 
gebnisse bestimmt, muß für jeden ausgesuchten 
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Großhandelszweig eine ausreichende Beteiligung 
und eine hinsichtlich der Betriebstypen den tatsäch- 
lichen Verhältnissen entsprechende Zusammenset- 
zung des Berichtsfirmenkreises sichergestellt sein. 

Zu § 2 Abs. 4 

Die Notwendigkeit einer zentralen Aufbereitung 
der Großhandelsstatistik für das Bundesgebiet mit 
Ausnahme des Landes Berlin ergibt sich aus der 
meist überregionalen Struktur der Großhandels- 
unternehmen. Dem Bedürfnis der Länder auf lau- 
fende Unterrichtung wird dadurch Rechnung getra- 
gen, daß in den Großhandelszweigen, in denen eine 
regionale Untergliederung der Ergebnisse möglich 
erscheint, auch Länderergebnisse erstellt werden. 

Zu § 3 Abs. 1 Nr. 2 

wie zu § 2 Abs. 1 Nr. 2 

Zu § 3 Abs. 3 

Es hat sich als erforderlich erwiesen, die Repräsen- 
tation der Einzelhandelsstatistik in einer Zahl von 
Zweigen zu verbessern und einige weitere Zweige 


in die Statistik einzubeziehen. Zu diesem Zweck 
soll die Zahl der befragten Unternehmen von bis- 
her 30 000 auf 40 000 heraufgesetzt werden, da sich 
herausgestellt hat, daß mit einer Erfassung von nur 
.30 000 Unternehmen die Umsatzentwicklung der 
einzelnen Einzelhandelszweige nicht mit genügen- 
der Zuverlässigkeit dargestellt werden kann. In 
dieser erhöhten Zahl sind auch Höchstzahlen für 
Berlin (West) und das Saarland einbegriffen. 

Zu § 4 Abs. 3 

Die Fremdenverkehrsstatistik wird nur in solchen 
Gemeinden durchgeführt, in denen der Fremden- 
verkehr besondere Bedeutung hat. 


III. Kosten 

Die in diesem Gesetz geregelten Statistiken ge- 
hören zum laufenden Arbeitsprogramm und werden 
seit längerem vom Statistischen Bundesamt und 
den Statistischen Landesämtern durchgeführt. Die 
Mittel dafür sind deshalb in den Haushalten von 
Bund und Ländern bereits enthalten. Zusätzliche 
Haushaltsmittel werden nicht benötigt. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 26. Juni 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 21. Mai 1959 — 6 — 60003 — 3128/59 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 207. 
Sitzung am 26. Juni 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Durchführung 
laufender Statistiken im Handel sowie über 
die Statistik des Fremdenverkehrs in Beher- 
bergungsstätten (HFVStatG) 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. In § 1 Nr. 1 und entsprechend in § 2 Abs. 2 sind die Worte 
„Großhandel" und „Großhandels" jeweils durch die Worte 
„Groß- und Außenhandel(s)" zu ersetzen. 

Begründung 

Für die Hafenstädte spielt der Außenhandel eine besondere 
Rolle. Er ist neben dem Großhandel ein besonderer Han- 
delszweig. Die Formulierung „Groß- und Außenhandel" 
entspricht dem Sprachgebrauch in Fachkreisen (vgl. Be- 
schluß des Bundesrates vom 20. März 1959, Drucksache 
70/59 Beschluß; Nr. 2). 

2. § 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist entbehrlich, weil der beabsichtigte Zweck 
bereits durch die Vorschrift des § 10 Abs. 2 StatGes 
erreicht wird. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 


Kaisen 
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